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(Fr. 9805.) Geſetz, betreffend den Uebergang der zum früheren Berlin-Görlitzer Eiſenbahn⸗ 
unternehmen gehörigen Strecke Zittau —Nikriſch in das Eigenthum des 
Sächſiſchen Staates. Vom 28. Januar 1896. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


Se: 

Die Staatsregierung wird unter Genehmigung des beigedruckten Vertrages 
vom 7/12. Juni 1895, betreffend den Uebergang der zum früheren Berlin-Görlitzer 
Eiſenbahnunternehmen gehörigen Strecke Zittau -Nikriſch in das Eigenthum des 
Sächſiſchen Staates, zur Veräußerung der Strecke Zittau-Nikriſch an das König⸗ 
reich Sachſen nach Maßgabe der bezüglichen Vertragsbeſtimmungen ermächtigt. 


§. 2 
Der vom Königreich Sachſen für die Abtretung der Strecke Zittau-Nikriſch 
nach Maßgabe des Artikels 2 des im F. 1 gedachten Vertrages vom 7/12. Juni 
1895 zu zahlende Kaufpreis von 3 342 739 Mark iſt unter Abſchreibung von 
der Staats⸗Eiſenbahn-Kapitalſchuld in Anrechnung auf die der Staatsregierung 
bewilligten, noch offen ſtehenden Kredite zu verwenden. 
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Ausgegeben zu Berlin den 6. März 1896. 


8 
Dieſes Geſetz tritt am Tage ſeiner Verkündigung in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. g 
Gegeben Berlin, den 28. Januar 1896. 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. Frhr. v. Berlepſch. Miquel. 
Thielen. Boſſe. Bronſart v. Schellendorff. Frhr. v. Marſchall. 
Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. 


Anlage. 


Staatsvertrag 
zwiſchen 
Preußen und Sachſen, betreffend den Uebergang der zum fruͤheren 
Berlin⸗Goͤrlitzer Eiſenbahnunternehmen gehörigen Strecke Zittau —Nikriſch 
in das Eigenthum des Saͤchſiſchen Staates. 
Vom 7./12. Juni 1895. 


Sn Zwecke einer Vereinbarung hinſichtlich des Ueberganges der zum früheren 
Berlin-Gorlitzer Eiſenbahnunternehmen gehörigen Strecke Zittau -Nikriſch in das 
Eigenthum des Sächſiſchen Staates haben zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Wirklichen Geheimen Ober-Regierungsrath Hermann 
Kirchhoff und 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Friedrich Lehmann; 
Seine Majeſtät der König von Sachſen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Dr. Paul Hermann Ritter⸗ 
ſtädt, 


welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden Ver⸗ 
trag abgeſchloſſen haben. 


Artikel 1. 

Mit dem 1. April 1896 geht die im Beſitze des Preußiſchen Staates be⸗ 
findliche, zu dem früheren Berlin⸗Görlitzer Eiſenbahnunternehmen gehörige Eiſen⸗ 
bahnſtrecke Zittau -Nikriſch (ausſchließlich des Bahnhofes Nikriſch, deſſen Eigen- 
thumsverhältniſſe unberührt bleiben) nebſt Zubehör, Dienſtgebäuden und Dis⸗ 
poſitionsgrundſtücken — mit Ausnahme der Beſtände an Oberbau⸗, Bau⸗ und 
Betriebsmaterialien — ſowie ſämmtlichen mit dem Beſitze der Strecke verbundenen 
Rechten und Pflichten in das Eigenthum des Sächſiſchen Staates über. Be⸗ 
züglich der Betriebsmittel, welche derzeit bei Verſtaatlichung der Berlin-Görlitzer 
Eiſenbahn mit auf den Preußiſchen Staat übergegangen waren, findet eine Theilung 
zwiſchen Preußen und Sachſen aus Anlaß der Abtretung der hier in Betracht 
kommenden Strecke Zittau Nikriſch nicht ſtatt. 

Die örtliche Abgrenzung des auf Sachſen übergehenden Grundeigenthums 
gegen den Bahnhof Nikriſch iſt, ſoweit erforderlich, durch beſondere Kommiſſare 
an Ort und Stelle dermaßen erfolgt, daß von der an den Königlich Sächſiſchen 
Staat übergehenden Eiſenbahnlinie 1/14 Kilometer auf Königlich Preußiſchem 
Staatsgebiete liegen. 

Artikel 2. 

Die Königlich Sächſiſche Regierung zahlt am 1. April 1896 als Kauf⸗ 
preis für die nach Artikel 1 in das Eigenthum des Sächſiſchen Staates über⸗ 
gehende Strecke Zittau-Nikriſch den Baarbetrag von 3 342 739 Mark, wörtlich: 

„drei Millionen drei Hundert zweiundvierzig Tauſend ſieben Hundert 
neununddreißig Mark“. f 


Artikel 3. 

Vorhandene Beſtände an Oberbau-, Bau⸗ und Betriebsmaterialien werden 
auf Wunſch der Sächſiſchen Eiſenbahnverwaltung gegen Erſtattung der Selbft- 
koſten überlaſſen. Soweit dieſelben von der Preußiſchen Staatsbahn zurück⸗ 
genommen werden, erfolgt die Verladung und Beförderung vom 1. April 1896 
ab nach Nikriſch Sächſiſcherſeits koſtenfrei. 


5 Artikel 4. 

Das auf der Strecke Zittau-Nikriſch beſchäftigte Beamten⸗ und Dienſt⸗ 
perſonal zieht die Preußiſche Staatseiſenbahnverwaltung mit dem Uebergange der 
Strecke an Sachſen zurück. Inwieweit einzelne Bedienſtete, insbeſondere Bahn⸗ 
wärter, in den Königlich Sächſiſchen Dienſt übergehen, ſowie die Regelung der 
Penſionsverhältniſſe dieſer Bedienſteten bleibt beſonderen Vereinbarungen der beider- 
ſeitigen Eiſenbahnverwaltungen vorbehalten. 


Artikel 5. 
Seitens der Königlich Preußiſchen und der Königlich Sächſiſchen Staats⸗ 
regierung wird die Genehmigung ihrer Landesvertretungen ſobald als möglich 
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herbeigeführt werden. Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn zu demſelben die 
landesherrliche Genehmigung nicht bis zum 1. Juli 1896 erlangt worden iſt. 


. Berlin, den 7. Juni 1895. 
So geſchehen zu Dresden, den 12. Juni 1895. 


(. S.) Kirchhoff. (. S.) Ritterſtädt. 
(L. S.) Lehmann. 
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(Nr. 9806.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen, betreffend die anderweite Regelung 
der ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der Eiſenbahnlinie Zittau Nikriſch. Vom 
7/12. Juni 1895. 


um Zwecke einer anderweiten Regelung der ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der 
Eiſenbahnlinie Zittau -Nikriſch haben zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Wirklichen Geheimen Ober-Regierungsrath Hermann 
Kirchhoff und 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Friedrich Lehmann, 
Seine Majeſtät der König von Sachſen: 


Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Dr. Paul Hermann Ritter⸗ 
ſtädt, 


von welchen Bevollmächtigten, unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Rati⸗ 
fikation, folgender Vertrag abgeſchloſſen iſt. BI: 


Artikel J. 

Durch den Staatsvertrag vom heutigen Tage iſt das Eigenthum der 
Bahnſtrecke Zittau -Nikriſch des früheren Berlin-Görlitzer Eiſenbahnunternehmens 
vom Preußiſchen an den Sächſiſchen Staat abgetreten. Der Königlich Preußi⸗ 
ſchen Regierung verbleibt die Landeshoheit auf dem in dem Preußiſchen Staats⸗ 
gebiet gelegenen Theil dieſer Strecke, in welchem demgemäß die Preußiſchen 
Hoheitszeichen verbleiben. 

Uebertretungen, Vergehen und Verbrechen in Bezug auf die Bahnanlage 
oder deren Betrieb werden von den Behörden des Staates, auf deſſen Gebiet ſie 
ausgeübt ſind, unterſucht und nach den dortigen Geſetzen beurtheilt. 

Die techniſche Aufſicht über den Betrieb und betriebsfähigen Zuſtand der 
Bahn ſowie die Bahnpolizei wird in Gemäßheit der jeweilig gültigen Betriebs⸗ 
ordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands beziehungsweiſe der jeweilig gültigen 
Bahnordnung für Deutſche Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung von den 
Organen der Sächſiſchen Eiſenbahnverwaltung ausgeübt. 


Artikel II. 

Sächſiſche Staatsangehörige, welche in dem Preußiſchen Staatsgebiete 
ſtationirt ſind, erleiden dadurch keine Aenderung ihres Staatsangehörigkeits⸗ 
verhältniſſes. 

Die Bedienſteten der im Königreiche Preußen belegenen Eiſenbahnſtrecke 
ſind rückſichtlich der Disziplin lediglich ihren Dienſtvorgeſetzten beziehungsweiſe 
den Aufſichtsorganen der Königlich Sächſiſchen Staatsregierung, im Uebrigen 
aber den Geſetzen und Behörden des Staates, in welchem fie ihren Wohnſitz 
haben, unterworfen. : 

Bei der Anftellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen der⸗ 
gleichen Unterbeamten innerhalb des Preußiſchen Staatsgebietes ſoll auf Angehörige 
des letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden, falls geeignete Militär⸗ 
anwärter, unter welchen die wing Preußiſchen Staatsangehörigen gleichfalls 
den Vorzug haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen nicht zu ermitteln ſind. 


Artikel III. 

Die Feſtſetzung der Fahrpläne und der Tarife erfolgt durch die Königlich 
Sächſiſche Regierung. Die Ein⸗ und Ausfahrtszeiten der Sächſiſchen Züge in 
Nikriſch und die Feſtſtellung der Tarife für Güter, lebende Thiere, Leichen und 
Fahrzeuge der Station Nikriſch unterliegen der Mitwirkung der Königlich Preußi⸗ 
ſchen Verwaltung. 


Artikel IV. 

Die geſetzliche Eiſenbahnabgabe für die 1/1 Kilometer lange, auf Königlich 
Preußiſchem Staatsgebiete gelegene Strecke der Linie Zittau-Nikriſch wird der 
geſtalt pauſchalirt, daß die Königlich Sächſiſche Staatseiſenbahnverwaltung eine 
fährliche Rente von 50 Mark an den Königlich Preußiſchen Staat bezahlt. 

Dagegen kommt mit dem Uebergange der Strecke Zittau-Nikriſch in das 
Eigenthum des Sächſiſchen Staates von der nach dem Staatsvertrage zwiſchen 
Preußen und Sachſen vom 30. Juni 1884, Artikel XII Abſatz 1 vom Preußi⸗ 
ſchen an den Sächſiſchen Staat zu zahlenden jährlichen feſten Rente im Geſammk⸗ 
betrage von 44 400 Mark der Betrag von 1030 Mark in Abgang. 

Berlin, den 7. Juni 1895. 
Dresden, den 12. Juni 1895. 


So geſchehen 


(L. S.) Kirchhoff. (L. S.) Dr. Ritterſtädt. 
(L. S.) Lehmann. 
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(Nr. 9807.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen, Sachſen und Sachſen⸗Altenburg, betreffend 
die anderweite Regelung der ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der Altenburg⸗ 
Zeitzer Eiſenbahn. Vom 12. November 1895. 


Na zwiſchen dem Königlich Sächſiſchen Finanz⸗Miniſterium in Vertretung 
des Staatsfiskus im Königreiche Sachſen, vorbehaltlich der Zuſtimmung der 
Ständeverſammlung, einerſeits, und den Organen der Altenburg⸗Zeitzer Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft, andererſeits, eine Vereinbarung getroffen worden iſt, wonach das Alten- 
burg⸗Zeitzer Eiſenbahnunternehmen vom 1. Januar 1896 an auf den Königlich 
Sächſiſchen Staat übergehen ſoll, haben zum Zwecke der im Falle der Perfektion 
dieſer Vereinbarung erforderlich werdenden anderweiten Regelung der ſtaatsrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe der Altenburg⸗Zeitzer Eiſenbahn zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Friedrich Lehmann und 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Friedrich Krönig, 
Seine Majeſtät der König von Sachſen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Dr. Paul Hermann Ritter 
ſtä dt, 


Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Altenburg: 
Höchſtihren Wirklichen Geheimenrath Ernſt Theodor Göpel und 
Höchſtihren Staatsrath Friedrich Arthur von Borries, 
welche unter Vorbehalt landesherrlicher Ratifikation nachſtehenden Staatsvertrag 
abgeſchloſſen haben. 
Artikel 1. 

Die Königlich Preußiſche und die Herzoglich Sächſiſche Regierung ſind 
damit einverſtanden, daß der Königlich Sächſiſche Staat das Eigenthum an der 
Altenburg⸗Zeitzer Eiſenbahn nach Maßgabe des mit der Altenburg⸗Zeitzer Eiſen⸗ 
1 abgeſchloſſenen Kaufvertrags erwirbt und dieſe Bahn auch ferner 
etreibt. 


Artikel 2. N 

Die Königlich Preußiſche und die Herzoglich Sächſiſche Regierung verzichten 
auf das der Altenburg⸗Zeitzer Eiſenbahngeſellſchaft gegenüber vorbehaltene Recht 
auf den Erwerb der Altenburg ⸗Zeitzer Eiſenbahn, ſoweit dieſe innerhalb des 
Staatsgebietes einer jeden der genannten Hohen Regierungen gelegen iſt, auf 
ſo lange, als dieſelbe ſich im Beſitze oder Betriebe der Königlich Sächſiſchen 
Regierung befindet, ſowie für den Fall der Abtretung an das Deutſche Reich. 

Dagegen bedarf der Verkauf der gedachten Bahn oder einzelner Strecken 
derſelben, ſoweit ſie auf Preußiſchem beziehungsweiſe Sachſen⸗Altenburgiſchem 
Gebiete liegen, an einen anderen Käufer als das Reich, ebenſo wie die Ueber⸗ 


tragung des Betriebes auf einen anderen Betriebsunternehmer der Zuſtimmung 
der Königlich Preußiſchen beziehungsweiſe der Herzoglich Sachſen⸗Altenburgiſchen 
Regierung. 

Artikel 3. 

Jeder der betheiligten Regierungen verbleibt die Landeshoheit hinſichtlich 
der in ihrem Gebiete gelegenen Bahnſtrecke und es ſollen die auf derſelben anzu⸗ 
bringenden Hoheitszeichen diejenigen der Regierung des betreffenden Landes ſein. 

Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei hinſichtlich dieſer Bahn⸗ 


fſtrecken liegt den Landesbehörden ob. 


Uebertretungen, Vergehen und Verbrechen in Bezug auf die Bahnanlage 
oder deren Betrieb werden von den Behörden des Staates, auf deſſen Gebiete 
ſie ausgeübt ſind, unterſucht und nach den dortigen Geſetzen beurtheilt. 

Die techniſche Aufſicht über den Betrieb und den betriebsfähigen Zuſtand 
der Bahn ſowie die Bahnpolizei werden in Gemäßheit der jeweilig gültigen Be⸗ 
triebsordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands beziehungsweiſe der jeweilig gültigen 
Bahnordnung für Deutſche Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung von den 
Organen der Königlich Sächſiſchen Eiſenbahnverwaltung ausgeübt. 


Artikel 4. 

Hinſichtlich der Anlegung neuer Stationen an den im Gebiete jeder der 
beiden Territorialregierungen gelegenen Bahnſtrecken wird den Wünſchen der 
betreffenden Regierung thunlichſt Rechnung getragen werden. 8 

Die Feſtſtellung der Bauentwürfe für neue Stationen ſowie für alle ſonſtigen 
Neu-, Erweiterungs- und Ergänzungsanlagen foll lediglich der Königlich Sächſiſchen 
Regierung zuſtehen. Jedoch bleibt die landespolizeiliche Prüfung und Genehmi⸗ 
gung der Entwürfe, ſoweit dieſe die Herſtellung von Wegeübergängen, Brücken⸗ 
durchläſſen, Flußkorrekturen, Vorfluthanlagen und Parallelwegen betreffen, nebſt 
der bau- und ſicherheitspolizeilichen Prüfung und Genehmigung derſelben jeder 
Landesregierung innerhalb ihres Gebietes vorbehalten. 

Die Aufhebung beſtehender Stationen oder die Einziehung von Bahn⸗ 
ſtrecken wird nicht ohne Zuſtimmung der betreffenden Territorialregierung beſchloſſen 
werden. 

Artikel 5. 

Machen ſich im Intereſſe des Verkehrs oder der Vertheidigung Deutſchlands 
Erweiterungen der Bahnanlagen erforderlich, ſo werden die Hohen Landes⸗ 
regierungen, ſoweit nöthig, die innerhalb ihres Gebietes geltenden Beſtimmungen 
über Enteignung von Grundeigenthum für Eiſenbahnanlagen in Wirkſamkeit ſetzen. 

Bei Enteignungen werden für die Ermittelung und Feſtſtellung von Ent⸗ 
ſchädigungen der Königlich Sächſiſchen Staatseiſenbahnverwaltung gegenüber keine 
ungünſtigeren Bedingungen zur Anwendung kommen als diejenigen, welche bei 
der Enteignung zu Eiſenbahnanlagen in den betreffenden Staatsgebieten ſonſt 
Geltung haben und in Uebung ſind. 

(Nr. 9807.) 


Königlich Preußiſcherſeits follen für die Verhandlungen, welche im Ver⸗ 
waltungs⸗ und gerichtlichen Verfahren zur Uebertragung des Eigenthums oder 
zur Ueberlaſſung in die Benutzung an den Sächſiſchen Staat innerhalb des Königlich 
Preußiſchen Staatsgebietes, namentlich auch für die Verlautbarung in den Grund⸗ 
büchern, erforderlich ſind, keine höheren Gebühren und ſonſtigen Koſten berechnet 
werden, als ſolche in gleichen Fällen im Königreich Preußen gegenüber dem 
Königlich Preußiſchen Eiſenbahnfiskus zur Anwendung gelangen. 


Artikel 6. 

Die Feſtſtellung der Tarife ſowie die Feſtſtellung und Abänderung der 
Fahrpläne erfolgt — unbeſchadet der Zuſtändigkeit des Reiches — durch die 
Königlich Sächſiſche Regierung unter thunlichſter Berückſichtigung der Wünſche 
der Hohen Landesregierungen. Die Entwürfe der Perſonenzugsfahrpläne werden 
von der Königlich Sächſiſchen Regierung der Herzoglich Sächſiſchen Regierung 
behufs Geltendmachung etwaiger Wünſche rechtzeitig mitgetheilt. Die Fahrpläne 
werden in thunlichſter Uebereinſtimmung mit den Fahrplänen der in Zeitz an- 
ſchließenden Preußiſchen Strecken gehalten werden. Für den Perſonenverkehr ein- 
geführte direkte Zugsverbindungen mit denſelben dürfen nur nach vorgängigem 
Benehmen mit der Preußiſchen Regierung aufgehoben werden. Unter den ver- 
kehrenden Zügen müſſen mindeſtens zwei in jeder Richtung die IV. Klaſſe führen, 
fo lange dieſe Wagenklaſſe auf den anſchließenden Königlich Preußiſchen Staats- 
bahnen geführt wird. 

Auch unterliegt die Beſtimmung der Ein- und Ausfahrtszeiten der 
Sächſiſchen Züge in Zeitz der Mitwirkung der Königlich Preußiſchen Verwaltung. 

Für die Streckentarife in beiden von der Bahn betroffenen Staatsgebieten 
ſollen keine höheren Einheitsſätze, als in dem übrigen Verwaltungsbereiche der 
Königlich Sächſiſchen Staatseiſenbahnen, zur Anwendung kommen. Ueberhaupt 
wird die Sächſiſche Regierung die Verkehrs- und volkswirthſchaftlichen Intereſſen 
des Gebietes, in welchem die von ihr betriebenen Bahnſtrecken gelegen ſind, in 
gleicher Weiſe berückſichtigen, wie diejenigen der eigenen Gebietstheile, und weder 
im Perſonen- noch Güterverkehre zwiſchen den Staatsangehörigen des einen und 
der anderen Gebiete hinſichtlich der Zeit der Abfertigung oder hinſichtlich der 
Beförderungspreiſe einen Unterſchied machen. 


Artikel 7. 

In allen Angelegenheiten, welche ſich auf die Verwaltung der Altenburg 
Zeitzer Eiſenbahn beziehen, ſind die für die Königlich Sächſiſche Staatseiſenbahn⸗ 
verwaltung beſtimmten Zufertigungen der Landesbehörden — inſoweit nicht der 
Verkehr zwiſchen den betheiligten Minifterien in Frage kommt — an die General⸗ 
direktion der Königlich Sächſiſchen Staatseiſenbahnen zu richten. 

Die Königlich Sächſiſche Regierung wird, falls die eine oder die andere 
der mitbetheiligten Regierungen es wünſchen ſollte, derſelben einen in deren Ge— 


biete wohnenden Beamten oder eine daſelbſt befindliche Eiſenbahnverwaltungs⸗ 
ſtelle bezeichnen, welchem oder welcher die an die Generaldirektion der Königlich 
Sächſiſchen Staatseiſenbahnen gerichteten amtlichen Zufertigungen mit rechtlicher 
Wirkung behändigt werden können. 

Den Hohen Landesregierungen bleibt vorbehalten, zur Handhabung des 
ihnen über die auf ihren Gebieten gelegenen Bahnſtrecken zuſtehenden Hoheits⸗ 
und Aufſichtsrechts je einen beſtändigen Kommiſſar zu beſtellen, welcher die Be⸗ 
ziehungen zur Königlich Sächſiſchen Eiſenbahnverwaltung in allen denjenigen 
Fällen zu vertreten hat, welche nicht zum direkten gerichtlichen oder polizeilichen 
Einſchreiten geeignet ſind. 


Artikel 8. 

Staatsangehörige des Königreichs Preußen und des Herzogthums Sachſen⸗ 
Altenburg, welche bei der Altenburg⸗Zeitzer Eiſenbahn angeſtellt werden, verlieren 
dadurch nicht ihre Staatsangehörigkeit. 

Die bei dieſer Bahn angeſtellten Beamten ſind ohne Unterſchied des Ortes 
der Anſtellung rückſichtlich der Disziplin lediglich ihren Dienſtvorgeſetzten und den 
Aufſichtsorganen der Königlich Sächſiſchen Staatsregierung, im Uebrigen aber 
den Geſetzen und Behörden des Staates, in welchem ſie ihren Wohnſitz haben, 
unterworfen. 

Bei Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen dergleichen 
Unterbeamten ſoll auf Angehörige desjenigen Staatsgebietes, innerhalb deſſen die 
Anſtellung erfolgt, vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden, falls geeignete 
Militäranwärter, unter welchen die betreffenden Staatsangehörigen gleichfalls den 
Vorzug haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen nicht zu ermitteln ſind. 

Die Verpflichtung der Bahnbedienſteten erfolgt nach Maßgabe der für die 
Königlich Sächſiſche Staatseiſenbahnverwaltung jeweilig beſtehenden Vorſchriften 
bei der dafür zuſtändigen Königlich Sächſiſchen Eiſenbahnbehörde; dieſelben haben 
aber einen Revers zu unterzeichnen, in welchem ſie ſich an Eidesſtatt ver⸗ 
pflichten, den Geſetzen des betreffenden Landes und den allgemeinen Verordnungen 
der Landesbehörde genau und pünktlich nachzukommen. Dieſe Reverſe werden 
der betreffenden Regierung überreicht. 


Artikel 9. 

Die Königlich Sächſiſche Regierung wird auf denjenigen Stationen, wo 
es ſeitens der betreffenden Territorialregierung für erforderlich erachtet wird, eine 
geeignete Lokalität zum Polizeibureau einrichten, möbliren, in gutem Stande 
erhalten und für deren Beleuchtung, Heizung und Reinigung ſorgen, nicht minder 
die zum Dienſte auf der Eiſenbahn und den Stationen beſtimmten Polizeibeamten, 
ingleichen alle Mitglieder der Gendarmerie, welche ſich durch Dienſtkleidung oder 
ſonſt als ſolche ausweiſen, bei Dienſtreiſen innerhalb des Staatsgebietes, welchem 
dieſelben angehören, frei befördern. 
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Artikel 10. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird von dem Betriebe der in ihrem 
Gebiete gelegenen Bahnſtrecke eine Abgabe nach Maßgabe des Königlich Preußiſchen 
Geſetzes vom 16. März 1867 erheben. Die Ermittelung des Reinertrags erfolgt 
nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes auf Grund einer alljährlich von der 
Sächſiſchen Staatseiſenbahnverwaltung für die Altenburg⸗Zeitzer Bahn beſonders 
aufzuſtellenden Rentabilitätsberechnung. Der nach Verhältniß der Streckenlänge 
in beiden betheiligten Staatsgebieten ſich für die Preußiſche Strecke ergebende 
Antheil am Reinertrage der Linie ſoll als der an Preußen ſteuerpflichtige Rein⸗ 
ertrag angeſehen werden. 

Außer dieſer Abgabe werden im Königlich Preußiſchen Gebiete weitere 
Staatsſteuern vom Betriebe der Bahn nicht erhoben werden; dagegen wird das 
Altenburg⸗Zeitzer Eiſenbahnunternehmen innerhalb des Königreichs Preußen zu 
den Kommunalabgaben nach den dort jeweilig geltenden geſetzlichen Beſtimmungen 
herangezogen. 

Artikel 11. 

Innerhalb des Herzogthums Sacyfen- Altenburg wird das Altenburg⸗Zeitzer 
Eiſenbahnunternehmen nach den dort jeweilig geltenden geſetzlichen Beſtimmungen 
zu den ſtaatlichen Steuern und Abgaben, einſchließlich der Grundſteuern, ſowie 
zu den Kommunalabgaben herangezogen. 


Artikel 12. 

Der unter dem 22. Februar 1870 zwiſchen der Königlich Preußiſchen und 
der Herzoglich Sachſen-Altenburgiſchen Regierung abgeſchloſſene Staatsvertrag, 
die Herſtellung einer von Altenburg über Meuſelwitz nach Zeitz führenden Eifen- 
bahn betreffend, wird hierdurch aufgehoben. Desgleichen tritt die der Altenburg⸗ 
Zeitzer Eiſenbahngeſellſchaft von Seiner Majeſtät dem Könige von Preußen unter 
dem 2. April 1870 und von Seiner Hoheit dem Herzog von Sachſen-⸗Alten⸗ 
burg unter dem 20. März 1870 ertheilte Konzeſſion mit dem 1. Januar 1896 
außer Kraft. 

Artikel 13. 

Gegenwärtiger Vertrag ſoll allerſeits zur landesherrlichen Genehmigung 
vorgelegt und die Auswechſelung der Ratifikations⸗-Urkunden ſobald als möglich 
in Berlin bewirkt werden. 

Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten dieſen Vertrag unter⸗ 
zeichnet und beſiegelt. 


So geſchehen zu Leipzig, am 12. November 1895. 


(. S.) Lehmann. (. S.) Dr. Ritterſtädt. (L. S.) Th. Göpel. 
(. S.) Krönig. (L. S.) v. Borries. 


Der im §. 1 des oben Seite 25) abgedruckten Geſetzes bezeichnete Vertrag, 
ſowie die vorſtehenden Staatsverträge vom 7/12. Juni 1895 zwiſchen Preußen 
und Sachſen und vom 12. November 1895 zwiſchen der Königlich Preußiſchen, 
der Königlich Sächſiſchen und der Herzoglich Sachſen⸗Altenburgiſchen Regierung 
ſind ratiſtzirt worden, und hat die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden 
ſtattgefunden. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) das am 10. Dezember 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft der Stenderup⸗Au zu Schwackendorf im Kreiſe 
Flensburg, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig, 
Jahrgang 1896 Nr. 5 S. 31, ausgegeben am 1. Februar 1896; 


2) das am 11. Dezember 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
und Bewäſſerungsgenoſſenſchaft des unteren Orkethales zu Medebach im 
Kreiſe Brilon, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Arnsberg, 
Jahrgang 1896 Nr. 6 S. 43, ausgegeben am 8. Februar 1896; 

3) der Allerhöchſte Erlaß vom 23. Dezember 1895, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Kreis Bergheim zur Entziehung und dauern⸗ 
den Beſchränkung des Eigenthums an den für die Kleinbahn von Frechen 
nach Kerpen erforderlichen Grundſtücken, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Cöln, Jahrgang 1896 Nr. 3 S. 9, ausgegeben am 
15. Januar 1896, 

das am 23. Dezember 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 

genoſſenſchaft zu Grünhoff im Kreiſe Fiſchhauſen, durch das Amtsblatt der 

Königl. Regierung zu Königsberg, Jahrgang 1896 Nr. 6 S. 33, aus⸗ 

gegeben am 6. Februar 1896; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 13. Januar 1896, betreffend die Verleihung 

des Enteignungsrechts an die Löwenberg⸗Lindower Kleinbahn⸗Aktiengeſell⸗ 

ſchaft zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung des zum Bau 
und Betriebe einer Kleinbahn vom Bahnhofe Löwenberg der Nordbahn 
nach Lindow (Mark) in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin 

Nr. 6 S. 48, ausgegeben am 7. Februar 1896, 

das Allerhöchſte Privilegium vom 15. Januar 1896 wegen Ausfertigung 

auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt St. Johann a. Saar 

im Betrage von 2000 000 Mark, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 

zu Trier Nr. 7 S. 41, ausgegeben am 14. Februar 1896, 
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7) der Allerhöchſte Erlaß vom 20. Januar 1896, betreffend die Verleihima 
des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Königsberg N. . 
für die Chauſſee von Mohrin nach Klein⸗Mantel, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 7 S. 41, ausgegeben am 
19. Februar 1896; 


8) der Allerhöchſte Erlaß vom 20. Januar 1896, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Landkreis Guben für die von ihm zu 
bauenden Kreischauſſeen von Möbiskruge nach Neuzelle-Schlaben und vom 
Haltepunkt Coſchen nach Bomsdorf, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 7 S. 41, ausgegeben am 19. Fe⸗ 
bruar 1896; 


9) das Allerhöchſte Privilegium vom 20. Januar 1896 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Elmshorn im 
Betrage von 1500 000 Mark, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Schleswig Nr. 7 S. 43, ausgegeben am 15. Februar 1896; 


10) der Allerhöchſte Erlaß vom 22. Januar 1896, betreffend die Verleihung 
des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Teltow für die von ihm 
gebaute Chauſſee von Trebbin bis zur Gadsdorf⸗Sperenberger Chauſſee, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt 
Berlin Nr. 7 S. 53, ausgegeben am 14. Februar 1896; 


11) der Allerhöchſte Erlaß vom 29. Januar 1896, betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes der von der Stadt Charlottenburg auf Grund des Aller⸗ 
höchſten Privilegiums vom 20. April 1885 aufgenommenen Anleihe 
von 4 auf 3½ Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 9 S. 81, ausgegeben am 28. Fe⸗ 
bruar 1896; 

12) der Allerhöchſte Erlaß vom 29. Januar 1896, betreffend die Verleihung 
des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Steinau a. O. für 
die bereits fertiggeſtellte Kreischaufjee von Kunzendorf nach Ibsdorf, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 8 S. 65, 
ausgegeben am 22. Februar 1896. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


